
 
Kleine Anfrage 
Lara Klaes (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und  
Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) vom 30.06.2026 
Umsetzung der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems in Hessen 
und  
Antwort  
Ministerin für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 
Mit der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) werden die Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union verpflichtet, ihre Aufnahme-, Asyl- und Rückführungsstrukturen an neue unionsrechtliche Vor-
gaben anzupassen. Die Umsetzung der Reform wird erhebliche Auswirkungen auf die Organisation von Auf-
nahmeeinrichtungen, die Identifizierung und den Schutz besonders schutzbedürftiger Personen, die Ausge- 
staltung von Freiheitsentziehungsmaßnahmen sowie die personelle und sachliche Ausstattung der zuständigen 
Behörden haben. 
 

Die Vorbemerkung der Fragesteller vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Einver-
nehmen mit dem Minister des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz wie folgt: 
 
 
Frage 1 Welche Vorbereitungen hat die Landesregierung getroffen, um in Hessen beschleunigte Asylgrenz-

verfahren durchzuführen? 
 Bitte insbesondere erläutern, ob hierfür eine Ausweitung der Kapazitäten an der Außenstelle der 

hessischen Erstaufnahmeeinrichtung am Flughafen in Frankfurt am Main erfolgt ist. 
 

Im Zuge der Einführung von GEAS am 12. Juni 2026 wurde zur Durchführung des Asylgrenz-
verfahrens die Kapazität in der Außenstelle der Erstaufnahmeeinrichtung des Landes Hessen 
(EAEH) am Flughafen Frankfurt von 100 auf 200 Betten erhöht. Um diese Erweiterung am 
bestehenden Standort realisieren zu können, mussten neue Flächen geschaffen und zwischen dem 
Regierungspräsidium Gießen und der Fraport AG ein erweiterter Mietvertrag abgeschlossen 
werden. 
 
Im Rahmen dieser Kapazitätserweiterung wurden außerdem interne Umstrukturierungen not- 
wendig. 
 
Darüber hinaus werden im Weiteren durch die neu hinzugewonnenen Flächen zusätzliche Auf-
enthaltsräume, Beschulungsräume, Sporträume sowie Differenzierungsräume eingerichtet. Auch 
werden die Sanitäranlagen sowie der medizinische Bereich erweitert. 
 
 
Frage 2 Wie viele in Hessen durchzuführende Asylgrenzverfahren erwartet die Landesregierung künftig pro 

Jahr? 
 

Die Zahl der Personen, die nach Deutschland einreisen und einen Asylantrag stellen, unterliegt 
erheblichen Schwankungen. Maßgeblich hierfür sind insbesondere die Entwicklungen in den 
Herkunfts- und Transitstaaten, Veränderungen der Migrationsrouten, politische und rechtliche 
Rahmenbedingungen auf europäischer und nationaler Ebene, staatliche Maßnahmen sowie  
äußere Einflussfaktoren. Eine belastbare Prognose der jährlichen Zugangszahlen ist aufgrund 
dieser dynamischen Entwicklung nicht möglich. Die Landesregierung orientiert sich daher an 
den Vorgaben der Europäischen Kommission sowie des Bundesministeriums des Innern und hat 
für das Außengrenzverfahren in Hessen 200 von den insgesamt seitens der Bundesrepublik 
Deutschland vorzuhaltenden 374 Plätzen eingerichtet. Diese Kapazität ist angesichts des gegen-
wärtigen Zugangsgeschehens ausreichend und ermöglicht auch bei steigenden Zugangszahlen die 
Durchführung des Außengrenzverfahrens am Flughafen Frankfurt. 
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Frage 3 Welche Maßnahmen hat die Landesregierung ganz, teilweise oder auch in Vorbereitung bereits 

ergriffen bzw. wird sie ergreifen, um schutzbedürftige Ausländerinnen und Ausländer in allen Auf-
nahmeeinrichtungen (§§ 47, 47a Asylgesetz [AsylG] NEU) zu identifizieren und deren Bedürfnisse 
zu berücksichtigen? 

 

Die Prüfung der Vulnerabilität wird im Rahmen des verbindlichen Screeningverfahrens bei allen 
Antragstellenden in der EAEH anhand einer Befragung und Dokumentation in einem hierfür 
entwickelten Formular gewährleistet. 
 
Unabhängig vom Screeningverfahren wird darüber hinaus bei allen in der Erstaufnahmeeinrich-
tung des Landes Hessen ankommenden Personen zum frühestmöglichen Zeitpunkt das Vorliegen 
von Vulnerabilitäten und besonderen Schutzbedarfen geprüft. Die Identifikation vulnerabler Per-
sonen erfolgt durch sensibilisiertes Fachpersonal und verläuft nach festen Strukturen auf Grund-
lage eines im Rahmen der GEAS-Reform neu überarbeiteten Handlungskonzeptes. Mit jeder 
Person, bei der ein besonderer Schutzbedarf identifiziert wird, werden persönliche Gespräche 
geführt, um die individuellen Bedarfe festzustellen und geeignete Maßnahmen und Hilfestellun-
gen zu erörtern und einzuleiten. Zur Sicherstellung der Maßnahmen und Hilfestellungen sind 
standardisierte Dokumentations- und Kommunikationsstrukturen festgelegt. 
 
 
Frage 4 Mit welchen Maßnahmen wird die Landesregierung sicherstellen, dass die Unterbringung von  

Kindern und Jugendlichen den Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention – insbesondere in Hin-
blick auf den Schutz vor Freiheitsentzug – entspricht? 

 

Die Unterbringung von Kindern und Jugendlichen erfolgt in der EAEH in dafür vorgehaltenen 
Familienbereichen. Durch diese räumlichen Möglichkeiten wird sichergestellt, dass Familien 
gemeinsam untergebracht werden und den besonderen Schutz- und Betreuungsbedarfen von  
Minderjährigen Rechnung getragen wird. 
 
Das Sozialkonzept der EAEH setzt verbindliche Standards für die Grund- und Sozialbetreuung 
von Geflüchteten, das auch eine Betreuung und Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche 
sicherstellt.  
 
Des Weiteren finden im Schutzkonzept der Erstaufnahmeeinrichtung des Landes Hessen das 
Kindeswohl sowie die besonderen Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen explizit Beachtung.  
 
Das Schutzkonzept der Erstaufnahmeeinrichtung des Landes Hessen wurde im Juli 2019 vom 
Regierungspräsidium Gießen veröffentlicht. Es orientiert sich an den 2016 seitens des BMFSFJ 
und UNICEF definierten „Mindeststandards zum Schutz von geflüchteten Menschen in Flücht-
lingsunterkünften“ im Sinne der EU-Richtlinie 2013/33.  
 
Unbegleitete minderjährige Geflüchtete sind grundsätzlich vom Außengrenzverfahren aus- 
genommen.  
 
 
Frage 5 Wie viele Unterkünfte bzw. Plätze hält die Landesregierung in den Aufnahmeeinrichtungen aktuell 

vor, um besondere Bedürfnisse insbesondere von Minderjährigen, unbegleiteten Minderjährigen, 
Personen mit Behinderungen, älteren Menschen, Schwangeren, LGBTIQ, Alleinerziehenden mit 
minderjährigen Kindern, Opfern von Menschenhandel, Personen mit schweren Erkrankungen oder 
Personen, die schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben, zu 
berücksichtigen? 

 Bitte aufgeschlüsselt nach Aufnahmeeinrichtung und Vulnerabilität. 
 

In den Standorten und der Außenstelle der EAEH können Unterbringungsbereiche grundsätzlich 
flexibel an den jeweiligen Bedarf angepasst werden. Durch das zentrale Verlegungsmanagement 
der EAEH kann auch innerhalb der EAEH auf eine bedarfsgerechte Unterbringung eingegangen 
und diese gewährleistet werden. Einige Bereiche, die für besonders schutzbedürftige (vulnerable) 
Personen vorgesehen sind, sind räumlich von den übrigen Unterbringungsbereichen getrennt und 
werden von einem Sicherheitsdienst bewacht. Unbegleitete Minderjährige werden in die Obhut 
der Jugendämter übergeben und nicht in der EAEH untergebracht. 
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Frage 6 Wie sind die Aufnahmeeinrichtungen an Beratungsorganisationen oder Gesundheitsdienstleistungen 
angeschlossen? 

 

An allen Standorten der EAEH wird weiterhin eine ausreichende medizinische Versorgung vor-
gehalten. Darüber hinaus wird zur Gewährleistung der erforderlichen Gesundheitsversorgung 
nach dem AsylbLG die Zusammenarbeit mit externen medizinischen Einrichtungen, primär 
Krankenhäusern und externen Fachärztinnen und Fachärzten wie bisher fortgeführt. Die  
Landessozialarbeiterinnen und Landessozialarbeiter in der EAEH verfügen über ein etabliertes 
Netzwerk an Betreuungsorganisationen, Beratungsstellen und weiteren Kooperationspartnern. 
Hierdurch wird sichergestellt, dass Bewohnerinnen und Bewohner bei Bedarf zeitnah an geeig-
nete Beratungsangebote oder spezialisierte Unterstützungsstrukturen vermittelt werden können. 
Zudem bestehen Kooperationen mit den zuständigen Gesundheitsdienstleistern, um den Zugang 
zu medizinischer Versorgung und weiteren erforderlichen Hilfsangeboten zu gewährleisten. 
 
Darüber hinaus stehen in den Standorten Nichtregierungsorganisationen, wie beispielsweise der 
Caritas oder der Diakonie, Räumlichkeiten für ihre Beratungsangebote zur Verfügung. Die Asyl-
verfahrensberatung wird überwiegend unmittelbar in den Einrichtungen durchgeführt. 
 
 
Frage 7 Wie beabsichtigt die Landesregierung in den beschleunigten Asylgrenzverfahren den effektiven 

Rechtschutz und den Zugang der Rechtschutzsuchenden hierzu zu gewährleisten? 
 

In der Außenstelle Flughafen Frankfurt erhalten Antragstellerinnen und Antragssteller durch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge eine unentgelt-
liche Rechtsauskunft (auRA). 
 
Des Weiteren erfolgt in der Außenstelle am Flughafen Frankfurt die behördenunabhängige Asyl-
verfahrensberatung vor Ort.  
 
 
Frage 8 Welche Auswirkungen wird der Vollzug der neuen Haftformen Asylverfahrens- und Überprüfungs-

haft sowie des Ausreisegewahrsams auf den Betrieb sowie die Personal- und Sachausstattung der 
Abschiebungshaftvollzugsanstalten in Hessen haben? 

 

Nach Inkrafttreten der GEAS-Reform am 12. Juni 2026 sind die konkreten Auswirkungen der 
neuen Asylverfahrens- und Überprüfungshaft derzeit noch nicht belastbar prognostizierbar. Maß-
geblich werden insbesondere die Zahl entsprechender Einzelfälle und die gerichtliche Anord-
nungspraxis sein. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die mit der Reform geschaffenen neuen 
Haftmöglichkeiten genutzt werden. Die Abschiebungshafteinrichtung Darmstadt-Eberstadt ist 
mit 80 Haftplätzen ausgestattet. Soweit sich darüber hinaus zusätzlicher Bedarf ergibt, wird die 
Landesregierung die erforderlichen personellen, sachlichen und organisatorischen Maßnahmen 
treffen. 
 
 
Frage 9 Welche Änderungen werden in Hinblick auf die bestehenden Verfahren zur Umsetzung des so- 

genannten Screening-Verfahrens erfolgen?  
 Angaben bitte differenziert für die verschiedenen Komponenten des Verfahrens – Identitätsklärung, 

Sicherheitsscreening, Vulnerabilitäts- und Gesundheitseinschätzung. 
 

Zuständige Screening-Behörden in Hessen sind die Polizeivollzugsbehörden, die Ausländerbe-
hörden sowie die EAEH. 
 
Die Polizeivollzugsbehörden und Ausländerbehörden führen nur die ersten Schritte des  
Screenings – die Identifizierung und Sicherheitsüberprüfung – durch. Wenn zu screenende Per-
sonen aufgegriffen werden oder sich an diese Behörden wenden, und die betroffenen Personen 
für das weitere Verfahren an die EAEH verwiesen werden, nimmt die EAEH das gesamte  
Screening-Verfahren vor. Dieses umfasst die Identifizierung der Personen, eine Sicherheitsüber-
prüfung in Kooperation mit dem Polizeipräsidium Mittelhessen sowie eine vorläufige Gesund-
heits- und Vulnerabilitätsprüfung. Die Screening-Ergebnisse werden an das Ausländerzentral- 
register und das auszufüllende Screening-Formular bei Antragstellenden an das BAMF sowie bei 
Weiterleitung der Personen in ein anderes zuständiges Bundesland, an die dortige zuständige 
Behörde übermittelt. 
 
Das Verfahren zur Identifizierung und Sicherheitsüberprüfung wurde in das bisherige Registrie-
rungsverfahren eingegliedert, sodass hierbei keine nennenswerten Änderungen zum bisher be-
stehenden Verfahren eingetreten sind.  
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Im Rahmen der Erstuntersuchung sind die Prozesse durch die GEAS-Reform ebenfalls grund-
sätzlich unverändert geblieben, da die nunmehr durchzuführende vorläufige Gesundheitsprüfung 
bereits in der bislang und weiterhin durchzuführenden Erstuntersuchung enthalten ist und damit 
abgedeckt wird.  
 
Während des GEAS-Screenings für den Personenkreis der unbegleiteten, minderjährigen Aus- 
länder (umA) gilt § 42a SGB VIII unverändert. Bei der vorläufigen Inobhutnahme und dem 
GEAS-Screening handelt es sich um zwei verschiedene Verfahrensabläufe, die parallel zueinan-
der stattfinden und ineinandergreifen. Das bedeutet, dass das Verfahren bei Einreise eines umA 
unverändert durch die Jugendämter erfolgt bzw. begleitet wird. Das Verfahren zur Identifizie-
rung und Sicherheitsüberprüfung wurde in das bisherige Registrierungsverfahren gem. § 42a 
Abs. 3a SGB VIII integriert, sodass hier Synergien erzeugt werden konnten und keine nennens-
werten Änderungen zum bisher bestehenden Verfahren eingetreten sind. Die vorläufige Gesund-
heitskontrolle und die vorläufige Vulnerabilitätsprüfung wurden ebenso in den bestehenden Pro-
zess der vorläufigen Inobhutnahme aufgenommen, insbesondere um mit Blick auf das Kindes-
wohlinteresse die vorhandenen Expertisen zu nutzen. Damit ist zudem gewährleistet, dass die 
umA vom Jugendamt bei allen Screeningschritten begleitet werden. 
 
Zuständige Screening-Behörde für Antragstellerinnen und Antragssteller im Außengrenzver- 
fahren am Flughafen Frankfurt ist die Bundespolizei.  
 
 
Frage 10 Welche Auswirkungen auf den Personalbestand hat die Umsetzung des sog. Screening-Verfahrens 

in den Aufnahmeeinrichtungen sowie in den weiteren am Verfahren beteiligten Einrichtungen bzw. 
Behörden?  

 Angaben bitte in Vollzeitäquivalenten pro Aufnahmeeinrichtung bzw. beteiligte Einrichtung/ 
Behörde und unter Angabe der erforderlichen Qualifikation) 

 
Seit der Einführung des Screening-Verfahrens nimmt die Aufnahme der Geflüchteten in der zu-
vorderst mit dem Verfahren betrauten EAEH mehr Zeit in Anspruch.  
 
Eine Benennung von Vollzeitäquivalenten für das Screening - Verfahren ist aufgrund der  
ineinandergreifenden Prozesse und daher fehlender eindeutigen Abgrenzung der einzelnen Teil-
schritte nicht möglich. 
 
In dem für die Registrierung zuständigen Dezernat „Ankunftszentrum, Aufnahme und Transfer“ 
wird das Screening von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des mittleren Dienstes durchgeführt. 
In dem Fachdezernat „Medizin“ ist derzeit keine Erhöhung des Personalbestandes durch die 
Umsetzung des Screening-Verfahrens notwendig geworden. 
 
 
Wiesbaden, 24. August 2026  

Heike Hofmann 
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